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Möglichkeiten und Chancen 
guter Vernetzung am Beispiel 
der Dortmunder Gesamtstrategie

Die Neuzuwanderung in Städte und Kreise geht mit Herausforderungen auch im Bildungsbereich ein-
her, die deutlich machen, dass es ressort- und trägerübergreifender Zusammenarbeit für gute Lösun-
gen bedarf. Im Rahmen einer ‚Gesamtstrategie Neuzuwanderung‘ kooperiert ein Dortmunder Verbund 
aus städti schen und nichtstädti schen Akteuren fach- und trägerübergreifend auf Augenhöhe. Die Ver-
antwortung für Koordinierung, Lenkung und Steuerung dieser komplexen Struktur liegt bei der Stadt 
Dortmund als staatlicher Akteurin. Der Beitrag beschreibt den Aufb au und die Funkti on der staatlich-
kommunalen zivilgesellschaft lichen Verantwortungsgemeinschaft . 

Schlüsselwörter: 

trägerübergreifende Zusammenarbeit, Vernetzung, Gesamtstrategie, Koordinierung

Dieses Vorhaben wird aus Mitt eln des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung gefördert.
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 Stand 2017: 

Luxemburg 92.800 €, 

Bulgarien 7.100 €, 

Deutschland: 39.500 €

(Stati sta 2018). 

2

 Die Fortschritt sbe-

richte der Europäischen 

Kommission für Bulgarien 

und Rumänien belegen 

bereits 1997 massive 

Defi zite in den Bereichen 

Gesundheit, Bildung, 

Wohnen, Arbeit, Men-

schenrechte und Minder-

heitenschutz; insb. die 

Minderheit der Roma sei 

betroff en. Nati onale Stra-

tegien zur Verbesserung 

dieser Situati on werden 

dennoch nicht zur Be-

dingung für die Beitritt s-

entscheidung gemacht 

(Stadt Dortmund 2012:  

2-3). Im Ergebnis werden 

die sozialen Probleme der 

Herkunft sstaaten in die 

Zielstädte getragen.

Mit den EU-Beitritt en Bulgariens und Rumäniens 
am 1. Januar 2007 war die fünft e Erweiterung 
der Europäischen Union abgeschlossen, am 1. Juli 
2013 folgte Kroati en. Die EU umfasst damit aktu-
ell 28 Mitgliedstaaten mit insgesamt 511,8 Milli-
onen Einwohnerinnen und Einwohnern (Stand: 
2017). Im Februar 2018 legte die Europäische 

1. Europa vor Ort: Eff ekte der EU-Erweiterung 
 auf örtlicher Ebene

Kommission ein Strategiepapier zur nächsten EU-
Erweiterung um die Westbalkanstaaten vor. Dem-
nach sind die Beitritt e Montenegros und Serbiens 
für 2025 geplant, die Beitritt sverhandlungen mit 
Albanien und Mazedonien sollen 2019 aufgenom-
men werden. Potenzielle Kandidaten sind Bosni-
en-Herzegowina und das Kosovo.

1.1  EU-Armutsgefälle und Binnenmigrati on

1.2  EU2-Zuwanderung am Beispiel Dortmund

Das Brutt oinlandsprodukt pro Kopf variiert in 
den EU-Staaten erheblich. 1  Das resulti erende 
Armutsgefälle führt zu Wanderungsbewegungen 
der Menschen, die in anderen EU-Staaten aus 
nachvollziehbaren Gründen bessere Lebenschan-
cen suchen. Folge ist eine 2007 einsetzende Mi-
grati on aus den EU2-Ländern in die (westlichen) 
Mitgliedstaaten. Hauptzielländer sind zunächst 
Italien und Spanien, wo die EU2-Zuwanderung 

2007 Höchstwerte erreicht (Italien: 284.805; 
Spanien: 228.973), im Zuge der Finanz- und 
Wirtschaft skrise aber bis 2012 deutlich absinkt 
(Italien: 86.460, Spanien: 33.500). Eine Verlage-
rung der Wanderung in die übrige EU wird auch 
in Deutschland spürbar (Hanganu u.a. 2014: 75), 
wo die EU2-Bevölkerung deutlich von 131.402 auf 
933.195 in 2017 wächst (vgl. Tab. 1).  2

Deutschlandweit konzentrieren sich die EU2-
Zuzüge auf wenige Zuzugsstädte wie München, 
Berlin, Hamburg, Off enbach, Mannheim und 
Duisburg. Auch in Dortmund ist die Zahl der EU2-
Bürgerinnen und Bürger konti nuierlich gesti egen, 
von 573 Ende 2006 auf 8.515 Ende 2017 (vgl. 
Abb. 1).
Ein großer Teil der Zuwandernden lebt in der 
Dortmunder Nordstadt, die traditi onell das ‚Tor 
nach Dortmund‘ und damit ein ‚Ankommens- und 

Integrati onsstadtt eil‘ ist, in dem Zuwandernde 
ihre Community, sprachliche Verständigungsmög-
lichkeiten und eine vielfälti ge Infrastruktur fi nden. 
2014 waren hier über 60,0 Prozent der aus Rumä-
nien und Bulgarien stammenden Menschen regis-
triert, aktuell sind es gut 50,0 Prozent. Etwa ein 
Dritt el davon lebt im Quarti er Nordmarkt, einem 
der drei Nordstadt-Sozialräume (Stadt Dortmund 
2018a).

Tab. 1: Deutschland - Entwicklung der EU2-Bevölkerung 2008 bis 2017 (Stadt Dortmund 2018: S. 8)
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Neben schulisch und berufl ich gut qualifi zierten 
Menschen, die in ihrem Herkunft sland gute Teilha-
bechancen hatt en und sich auch in den Ankunft s-
städten schnell zurechtf inden, kommen auch Zu-
wandernde, die in ihrem Herkunft sland unter sehr 
prekären Bedingungen lebten (Stadt Dortmund 
2018b; Böckler u.a. 2018). Das triff t auf einen 
Großteil der in Dortmund lebenden EU2-Bürgerin-
nen und Bürger zu. Sie haben Ausgrenzung, ext-
reme Armut und Perspekti vlosigkeit ohne Zugang 
zu Bildung, Einkommen, Gesundheit und Wohnen 
erlebt. Nur wenige haben einen Berufsbildungs-
abschluss oder vor ihrer Ausreise einen festen 
Arbeitsplatz. Menschen mit derart schwierigen 
Voraussetzungen sind auch in der Ankunft sstadt 
mit multi komplexen Problemlagen konfronti ert. 
Es fehlen die Chancen auf Arbeit und Einkommen, 
für viele Familien ist die einzige regelmäßige Ein-
kommensquelle das Kindergeld. Zahlungen, etwa 
für eine Krankenversicherung, Miete und Versor-
gungsverträge, sind nicht leistbar. Dabei kommt 
der überwiegende Teil der Menschen nach 
Deutschland, um über reguläre Erwerbstäti gkeit 
den Lebensunterhalt der Familie zu sichern. Aller-
dings gibt es für formal gering Qualifi zierte kaum 
Arbeitsplätze in Dortmund: den im Schnitt  rund 
17.000 Arbeitsuchenden in diesem Bereich ste-

1.3  Situati on der Neuzuwandernden in Dortmund

hen regelmäßig etwa 700 off ene Stellen gegen-
über. Hinzu kommt: Deutschkurse oder Qualifi zie-
rungsmaßnahmen erfordern eine konti nuierliche 
Teilnahme, die aber oft  an der Notwendigkeit 
scheitert, jede erdenkliche Täti gkeit anzunehmen, 
die den Lebensunterhalt der Familie sichern hilft  
und die existenziellen Notlagen lindert. So landen 
viele Neuzugewanderte in Nischen der Schatt en-
wirtschaft  und ausbeuterischen Strukturen. Auch 
bei der Wohnungssuche enden die Bemühungen 
oft  in Ausbeutung, wenn den Menschen überteu-
erte, nicht mehr marktgängige Wohnungen ange-
boten werden. Ein großer Teil der EU2-Zugewan-
derten ist außerdem nicht berufstäti g und erhält 
keine Transferleistungen. Für Dortmund ist – bei 
einer EU2-Erwerbstäti gen- und einer EU2-Leis-
tungsempfängerquote von jeweils rund 34,0 Pro-
zent – davon auszugehen, dass der verbleibende 
Teil von gut 30 Prozent weder erwerbstäti g noch 
im Leistungsbezug ist (Stadt Dortmund 2018c). 
Dabei sind viele der abhängig Beschäft igten ledig-
lich geringfügig beschäft igt. Im Ergebnis müssen 
viele EU2-Bürgerinnen und Bürger in Dortmund, 
wie auch in anderen Zuwanderungsstädten, mit 
schwierigsten, auch existenziellen, Problemlagen 
zurechtkommen (Stadt Dortmund 2016).

Abb. 1: Menschen mit rumänischer oder bulgarischer Staatsangehörigkeit in Dortmund, Stadtbezirk 
IN-Nord und Sozialräume Nordmarkt und Borsigplatz 2005 – 2017 (zum 31.12.) 
(Quelle: Daten Dortmunder Stati sti k 2018)
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• Zugewanderte berichteten von Ausbeutungs-
verhältnissen sowohl auf dem Wohnungs- als 
auch auf dem Arbeitsmarkt.

• Menschen ohne Deutschkenntnisse, schu-
lische und (formale) berufl iche Bildungsab-
schlüsse fanden auf dem Arbeitsmarkt keine 
Beschäft igungsmöglichkeit.

• Es fehlten ausreichend Fach- und Beratungs-
kräft e, die rumänisch, bulgarisch, türkisch 
und romanes sprachen und so Zugang zu den 
Menschen fanden.

• Schulen mussten innerhalb kürzester Zeit 
eine große Zahl an Kindern und Jugendlichen 
- teils ohne jegliche schulische Vorerfahrung 
- in Willkommensklassen aufnehmen, eine 
gute Lernsituati on bieten und gleichzeiti g 
den Übergang in das bestehende System 
ermöglichen.

Das Erkennen der Situati on und der dargestellten 
Problemlagen als neues Handlungsfeld war einer 
der ersten Schritt e des Dortmunder Weges.

Die oben skizzierte Ausgangslage stellte nach 
den Beitritt en die Dortmunder Akteure vor Her-
ausforderungen. Fachleute in Beratungsstellen, 
Jugendhilfe, Streetwork und anderen Angeboten 
der freien Träger und der Verwaltung erkannten 
als erste die in dieser Ausprägung bisher nicht be-
kannten Problemlagen, die in unterschiedlichen 
Zusammenhängen beschrieben wurden (u.a. Cer-
ta/Höhne 2016). 

• Frauen landeten in der Prosti tuti on. Im 
Bereich der Straßenprosti tuti on entwickelte 
sich eine enorme Dynamik, die auch auf das 
Quarti er ausstrahlte.

• Menschen ohne jede Existenzsicherung 
waren von Sozialleistungen ausgeschlossen, 
Schwangere und kranke Kinder und Erwach-
sene ohne fakti schen Versicherungsschutz 
und damit ohne Anspruch auf medizinische 
Hilfen waren zu versorgen.

• Familien, die teils mit Kleinstkindern in deso-
latesten ‚Wohn‘-Verhältnissen lebten, konnte 
keine Alternati ve angeboten werden.

2. Der Dortmunder Weg – 
 Initi ierung und erste Schritt e

2.1  Entwickeln einer gemeinsamen Wissens- und Bewusst  
seinsbasis: Trägerübergreifender fachlicher Austausch 
Insgesamt reichten bewährte Instrumente nicht 
aus, um die Menschen zu unterstützen. Weder 
war die Hilfeseite auf derart prekäre und multi -
komplexe Lebenssituati onen vorbereitet, noch 
fanden sich Andockpunkte, um Angebote zur 
Verbesserung der Lage zu machen: Vorhandene 
Maßnahmenstrukturen konnten für EU2-Zuge-
wanderte oft  nicht genutzt werden. Teils waren 
- etwa im Bereich der Krankenversicherung, der 
Sozialgesetzgebung, in Sprachkursen und Qualifi -
zierungsmaßnahmen – die Zugangsvoraussetzun-
gen fakti sch nicht gegeben, teils Regelangebote 
nicht auf die spezifi schen Bedarfe ausgerichtet 
(Soziale Dienste, Begegnungsmöglichkeiten). Teils 
fehlte es auch nur an der Koordinierung nutzba-
rer Angebote oder Kooperati on der Träger. Folge 
waren ein massives Risiko sich verfesti gender Ar-
mutsstrukturen innerhalb einer (großen) Teilgrup-

pe der Zuwandernden und nachhalti g ausgren-
zende Barrieren, was die gesellschaft liche- und 
die Erwerbsintegrati on angeht.
Die zunehmend schwierige Situati on war Thema 
verschiedener Facharbeitsstrukturen der Verwal-
tung und der freien Träger. Schnell war klar, dass 
beobachtete Phänomene im eigenen fachlichen 
Kontext nicht hinreichend zu erklären und Lösun-
gen nicht zu fi nden waren. Der Bedarf an fachli-
chem Austausch zur Situati on, zu eigenen Erfah-
rungen und Erfahrungen anderer Fachleute,  zu 
neuen Phänomenen und neuen Entwicklungen 
wurde formuliert. Notwendig war ein interdiszi-
plinäres, trägerübergreifendes ‚Forum‘, das die 
Möglichkeit zum systemati sierten und verbindli-
chen Austausch bot, wesentliche Informati onen 
bündelte und den Aufb au eines Wissenspools er-
möglichte.

Insgesamt reichten be-

währte Instrumente nicht 

aus, um die Menschen zu 

unterstützen.

Notwendig war ein inter-

disziplinäres, trägerüber-

greifendes ‚Forum‘, das die 

Möglichkeit zum systema-

ti sierten und verbindlichen 

Austausch bot.
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2.2  Aufb au verbindlicher Strukturen zur Professionalisierung 
der Zusammenarbeit: Dortmunder Netzwerk Neuzuwanderung
Ende 2010 fand eine erste Sitzung der freien Trä-
ger und der Verwaltung zur Entwicklung einer 
solchen Austauschstruktur statt . Ergebnis war die 
Vereinbarung eines Gremiums, das einerseits ver-
bindliche Rahmenbedingungen der Zusammen-
arbeit sichert, andererseits off en ist für alle, die 
an der Mitarbeit am Thema interessiert sind. Ziel 
waren verlässliche Strukturen für den Austausch 
der einzelnen Akteure im Handlungsfeld und der 
Wissenstransfer sowohl im Kreis der vernetzten 
Fachleute, als auch darüber hinaus in das Hand-
lungsfeld. Anfang 2011 konsti tuierte sich das Gre-
mium und startete seine Arbeit – zu Beginn unter 
dem Titel ‚Roma-Netzwerk‘, später als ‚Netzwerk 
Neuzuwanderung‘ – mit zunächst nur wenigen 
kooperierenden Fachleuten der Wohlfahrtsver-
bände und der Verwaltung. Um die Interessen der 
unterschiedlichen Träger gleichermaßen zu be-
rücksichti gen, koordinieren von Beginn an Vertre-
terinnen und Vertreter der freien Träger und der 

Stadt Dortmund das Netzwerk in einer gemeinsa-
men Geschäft sführung. Im Laufe der Zeit wuchs 
die Zahl der Netzwerkmitglieder immer weiter 
an auf zuletzt rund 70 Fachleute, die bei über 20 
unterschiedlichen Akteuren täti g sind. Dazu ge-
hören Wohlfahrtsverbände, Organisati onen, Ver-
eine, Stadtverwaltung, Polizei, Kammern, Staats-
anwaltschaft , Arbeitsverwaltung, Kliniken, der 
Deutsche Gewerkschaft sbund (DGB) und weitere. 
Die steigende Nachfrage ist einerseits auf eine 
zunehmende Zahl an Berührungspunkten in Be-
ratungsangeboten, aber auch in anderen Arbeits-
zusammenhängen – z.B. zu ordnungsrechtlichen 
Fragen – zurückzuführen. Andererseits wuchs in 
den einzelnen themati schen Kontexten das Inte-
resse an einem interdisziplinären Austausch. Ziele 
waren nun auch die Professionalisierung der ei-
genen Arbeit und die Opti mierung der Angebote 
durch eine gemeinsame Neu- und Fortentwick-
lung passgenauer Hilfeansätze.

2.3  Entwickeln einer gemeinsamen Arbeitsgrundlage: 
gemeinsame Positi onierung und Handlungsrahmen 
Zuwanderung Südosteuropa
Unterschiedliche Aufgaben, Strukturen und Sicht-
weisen der Mitglieder bereicherten in erster Linie 
die Zusammenarbeit. Es zeigten sich aber auch 
Grenzen der Kooperati on. Während die einen 
schnelle Hilfen forderten, waren den anderen 
nachhalti ge Lösungsansätze wichti g. Beides war 
berechti gt. Angesichts der gesetzlichen, perso-
nellen und fi nanziellen Rahmenbedingungen war 
auch die Frage nach der Umsetzbarkeit notwendi-

ger Hilfen zentral. Es bedurft e einer für alle akzep-
tablen Positi onierung: Ein kleinster gemeinsamer 
Nenner der unterschiedlichen Akteursinteressen 
war nöti g, um dauerhaft  erfolgreich zu kooperie-
ren. Es folgte ein intensiver Diskurs, der nicht im-
mer einfach und selten einsti mmig war und sich 
in den Jahren 2011 und 2012 in zwei Schritt en 
über mehrere Monate hinzog. 

Ende 2010 fand eine erste 

Sitzung der freien Träger 
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Austauschstruktur statt. 

Von Beginn an koordinie-

ren Vertreterinnen und 

Vertreter der freien Träger 

und der Stadt Dortmund 

das Netzwerk in einer 

gemeinsamen Geschäfts-

führung.



6      

I. Entwickeln eines gemeinsamen Arbeitsver- 
 ständnisses und eines gemeinsamen Ziels

1. Defi niti on der Zielgruppe: 
EU2-Zugewanderte, die im Herkunft sland 
Ausgrenzung, Diskriminierung und Armut 
erfuhren und auch in Dortmund mit prekä-
ren Problemlagen konfronti ert sind (unter 
anderem, aber nicht nur Roma). Menschen 
mit guten Bildungsvoraussetzungen gehören 
nicht primär dazu.

2. Entwickeln eines gemeinsamen Ziels:
Als Ziel der Zusammenarbeit wurde verein-
bart, dass alle Menschen unterstützt werden, 
die auf Dauer ihren Lebensmitt elpunkt in 
Dortmund suchen.

3. Jeder Beitrag zählt: 
Es wurde der Konsens gefunden, in der 
gemeinsamen Arbeit die Sichtweise, Heran-
gehensweise und rahmengebenden Bedin-
gungen der anderen Akteure, z.B. verfügbare 
Ressourcen, zu respekti eren. Jeder bringt das 
ein, was alle nach vorne bringt.

II. Entwickeln eines gemeinsamen 
 Handlungsrahmens
Der Austausch im Netzwerk ermöglichte einen 
ersten Überblick über die Bedarfslagen der Zu-
gewanderten, aufgebaute Angebote und ihren 
Fortgang. Angebotslücken und Überschneidun-
gen wurden ebenso deutlich wie die Chancen und 
Grenzen erprobter Maßnahmen. Was fehlte, war 
eine systemati sche Analyse. Das Netzwerk verein-
barte einen Prozess unter Regie der Stadt Dort-
mund, in dem alle interessierten freien Träger und 
Verwaltungsbereiche aufgerufen waren, eine sol-
che Analyse gemeinsam anzugehen. Ziel war ein 
Handlungsrahmen, der Bedarfe, mögliche Lösun-
gen, erste konkrete Schritt e und Verantwortlich-
keiten benennt. 4  Ergebnis des 2012 gestarteten 
Prozesses ist der ‚Handlungsrahmen Zuwande-
rung aus Südosteuropa‘ (vgl. Kap.  3.).
Zur Umsetzung der dort erarbeiteten Ergebnisse 
wurden Fachgruppen zu den identi fi zierten Hand-
lungsfeldern eingerichtet (Abb. 2), weitere The-
men kamen hinzu. 5  

Abb. 2: Organisati on und Struktur des Dortmunder Netzwerkes EU-Zuwanderung 
(Quelle: Trägerverbund Dortmund 2017

3

 Hierzu wurde 2013 ein 

Ratsbeschluss erwirkt.

4

 Vgl. auch Ziff . 3. Erfolge 

der ‚Dortmunder Gesamt-

strategie Neuzuwande-

rung‘

5

 Zuletzt 2016 in der 

Fachgruppe ‚Transnati o-

nale Kooperati on‘

3
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derung aus Südosteuropa‘.
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Auch die Fachgruppen werden koordiniert von ei-
nem Team aus Vertreter/innen der freien Träger 
und der Verwaltung. Der Sitzungsrhythmus rich-
tet sich nach Dringlichkeit der aktuellen Themen. 
Positi ver Eff ekt dieser Struktur ist die Wieder-
herstellung der Arbeitsfähigkeit des Netzwerkes, 
nachdem ein strukturierter Fachaustausch und 

die Erarbeitung gemeinsamer Arbeitsgrundlagen 
mit über 70 Fachleuten nicht mehr machbar wa-
ren. Den Wissenstransfer unter den Fachgruppen 
sichern regelmäßige Plenumssitzungen. Zuneh-
mend werden Fachleute auch aus Selbstorganisa-
ti onen und dem Ehrenamt gewonnen.

2.4  Überörtliche Vernetzung

2.5  Vernetzung professionalisieren: Koordinierungsgruppe   
Neuzuwanderung

Die Initi ati ve der Stadt Dortmund, weitere nord-
rhein-westf älische EU2-Zuwanderungsstädte für 
die Entwicklung gemeinsamer Lösungsansätze 
zu gewinnen, sti eß zunächst auf wenig Interesse. 
Inzwischen konnte eine Austauschrunde einge-
richtet werden, an der sich neben Dortmund un-
ter anderem Bochum, Duisburg, Essen, Gelsen-
kirchen, Hagen, Hamm, Herne, Köln und Witt en 
beteiligen.
2012 fasste die Stadt Dortmund Folgen der EU2-
Zuwanderung für die kommunale Ebene in dem 
Papier ‚Kommunalisierung der Folgen von Rege-
lungsdefi ziten im EU-Erweiterungsprozess‘ zu-
sammen (Stadt Dortmund 2012). Auf Basis dieses 
Positi onspapiers konnte das Land NRW für die 
Unterstützung kommunaler Prozesse gewonnen 
werden. Landesmitt el und eine Austauschstruktur 
des Landes mit den Kommunen ermöglichten die 
Entwicklung und Erprobung von Handlungsansät-
zen. Es gibt noch keine Hinweise darauf, dass die-
se Unterstützung fortgesetzt wird. 
Der Sozial- und Jugendausschuss des Städtetages 

Ende 2013 war klar, dass es „Gelingensbedin-
gungen“ für die gemeinsame Arbeit und eine 
integrierte Gesamtstrategie brauchte. Weitere 
Akteure und Regelstrukturen und in den Fach-
gruppen begonnene Arbeitsprozesse waren in die 
Entwicklung des Handlungsfeldes einzubinden, 
der Wissenstransfer über die Ebenen zu sichern 

NRW empfahl auf Basis des Dortmunder Papiers 
die Gründung der ‚Arbeitsgruppe Zuwanderung 
von Menschen aus Rumänien und Bulgarien‘ 
des Deutschen Städtetages, die sich 2012 unter 
Vorsitz der Dortmunder Sozialdezernenti n kons-
ti tuierte. Ziel der bundesweit besetzten Arbeits-
gruppe (u.a. EU2-Zuwanderungsstädte Berlin, 
München, Hamburg, Bremerhaven, Dortmund, 
Duisburg, Gelsenkirchen, Hannover, Köln, Mann-
heim, Nürnberg, Off enbach, Saarbrücken) ist die 
Unterstützung durch den Bund für gemeinsame, 
nachhalti ge Lösungsstrategien.
Eine Reakti on auf das Papier erfolgte auch seitens 
der bulgarischen Botschaft . 2013 fand ein erster 
Austausch bulgarischer Vertreterinnen und Ver-
treter mit Fachleuten des Dortmunder Netzwer-
kes in Dortmund statt , der in einer Kooperati on 
Dortmunds mit Akteuren im bulgarischen Plovdiv 
mündete. Ein erstes Projekt auf NGO-Ebene be-
fi ndet sich in der Umsetzung.

und Fördermitt el einzuwerben. Wegen der Kom-
plexität der Dortmunder Angebote, der Dynamik 
im Handlungsfeld und gleichzeiti g geringen Steu-
erungsmöglichkeiten war diese Aufgabe nicht 
„nebenbei“ zu erledigen. 2014 strukturierte das 
Sozialdezernat die Koordinierung, Steuerung und 
Lenkung neu (Abb. 3). In der Verwaltung wurden 

Ende 2013 war klar, dass 

es „Gelingensbedingun-

gen“ für die gemeinsame 

Arbeit und eine integrierte 

Gesamtstrategie brauchte. 
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Koordinatorinnen und Koordinatoren mit einem 
Teil ihrer Arbeitszeit freigestellt, um das eigene 
Arbeitsfeld auf Lösungsbeiträge zu prüfen. Pro-
jektverantwortliche für erste fördermitt elfi nan-
zierte Vorhaben wurden besti mmt. Die Koordi-
nierungsteams der Netzwerk-Fachgruppen, der 
Projekte und der Verwaltung sind seitdem die 
‚Koordinierungsgruppe EU-Zuwanderung‘, die als 
Kommunikati ons-, Kooperati ons- und Arbeits-
struktur eingerichtet ist und Erkenntnisse über 
örtliche und überörtliche Entwicklungen bün-
delt. Die Koordinierungsteams implementi eren 
Informati onen in die jeweiligen Fachbereiche 
und Netzwerke. Problemlagen und Schnitt stel-
lenbarrieren werden erkannt und gelöst, Wissen 
transferiert. Vorhandene Maßnahmen und ihr 
Zusammenwirken werden opti miert und weitere 

Lösungsansätze passgenau entwickelt. Die Koor-
dinierungsgruppe tagt viermal jährlich. Die Ergeb-
nisse werden durch die Prozesskoordinierung auf-
bereitet und auf die Ebene der Projektsteuerung 
auf Dezernent/inn/en-Ebene gehoben. Auch hier 
ist ein Absti mmungsgremium mit den Leitungen 
der Verwaltung, der Wohlfahrtsverbände und der 
Fachhochschule Dortmund eingerichtet. Der ‚AK 
Prozesssteuerung‘ führt auf Basis des Inputs aus 
der Koordinierungsgruppe verbindliche Vereinba-
rungen herbei. Die Lenkung des gesamten Prozes-
ses liegt beim Verwaltungsvorstand, der in seinen 
Sitzungen regelmäßig über aktuelle Entwicklun-
gen informiert wird. Darüber hinaus erfolgen re-
gelmäßig Berichte an die politi schen Gremien

Abb. 3: Lenkung, Steuerung und Koordinierung der Dortmunder Gesamtstrategie 
(Stadt Dortmund 2017)
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Unter dem Begriff  ‚Nothilfen‘ können die ers-
ten aufgebauten Maßnahmen zusammengefasst 
werden. Dazu gehörten aufsuchende Soziale Ar-
beit, Beratungs- und Orienti erungsangebote für 
unterschiedliche Zielgruppen, niedrigschwellige 
Deutschkurse, medizinische Sprechstunden für 
nicht krankenversicherte Kinder und Schwangere, 
unterschiedliche Jugendhilfe- und Bildungsange-
bote und familienbegleitende Maßnahmen. Auch 
die Integrati on der Kinder und Jugendlichen in 
das vorhandene Schulsystem war an vielen Stel-
len herausfordernd. Diese aus eigenen Ressour-
cen aufgebauten Angebote bestehen weiterhin 
fort, aber sie reichen nicht, um den Menschen 
faire Teilhabeperspekti ven zu ermöglichen. Nach 
wie vor hat ein Großteil weder Anspruch auf So-
zialleistungen noch Chancen, eine Erwerbsarbeit 
aufzunehmen. Daran änderte auch die 2014 ein-
setzende Arbeitnehmerfreizügigkeit nichts, denn 
Menschen ohne ausreichende Berufsqualifi kati -
onen fi nden auf dem Dortmunder Arbeitsmarkt 
kaum Angebote.

Interkommunal entwickelter ‚Handlungsrahmen 
Zuwanderung Südosteuropa‘
2012 wurde deutlich, dass nur eine Verantwor-
tungsgemeinschaft  aus Kommune, Land, Bund, 
EU und Herkunft ssaaten gemeinsam Gelingens-
bedingungen schaff en kann, die den Menschen 
gute Perspekti ven ermöglichen und das Mitein-
ander in den Ankunft squarti eren stützen (Certa 
2017). Ziel war ein Handlungsrahmen (vgl. 2.4), 
der die Situati on analysiert, Handlungsbedarfe 
und Handlungsnotwendigkeiten konkreti siert, die 
verantwortlichen Akteure und Ebenen benennt 
und die nächsten Schritt e beschreibt. Im selben 
Jahr startete, fi nanziert aus Landesmitt eln, ein 
Prozess, in dem das Dortmunder Netzwerk in Ko-
operati on mit Duisburger Akteuren das geplante 
Vorgehen umsetzte und sechs Lösungsszenarien 
erarbeitete (Abb. 4).

3. Notwendigkeit einer Verantwortungsgemeinschaft : 
 Erfolge der ‚Dortmunder Gesamtstrategie 
 Neuzuwanderung‘

Abb. 4: Sechs Handlungsszenarien aus dem 
‚Handlungsrahmen Zuwanderung Südosteuropa‘ 
(Stadt Dortmund 2013: 29-54)

Zudem beschreibt der Handlungsrahmen Hand-
lungsbedarfe in den folgenden Bereichen (Dort-
mund 2013):

• Stärken des sozialen Miteinanders in den 
Nachbarschaft en, des Dialogs zwischen den 
zugewanderten und den bereits in den Quar-
ti eren lebenden Menschen und des sozialen 
Friedens;

• Stärken des Bereiches Bildung in der konzep-
ti onellen Entwicklung von der sprachlichen 
über die schulische bis hin zur berufsorien-
ti erten Qualifi zierung zur Verbesserung der 
individuellen Perspekti ven;

1. Verlässliche Verantwortungsgemeinschaft  
und Zugang zu Förderstrukturen sind Voraus-
setzungen für nachhalti ge Lösungsstrategien 
und gute Rahmenbedingungen auf örtlicher 
Ebene

2. Fonds und Zentrale Clearingstelle auf Bun-
desebene gewährleisten die Versorgung der 
Menschen und verlässliche Arbeitsstrukturen

3. Aufsuchende Arbeit und Orienti erungsstelle 
ermöglichen schnelle Hilfen und nachhalti ge 
Perspekti ven

4. Qualifi zierung sichert Erwerbsbeteiligung 
und gute Teilhabechancen

5. Die Stärkung der Kinderrechte sichert den 
Kindern und ihren Familien verbesserte 
Lebensperspekti ven und

6. Gute Zugänge zum Wohnungsmarkt verbes-
sern die Lebensbedingungen und helfen, 
Ausbeutungsstrukturen zu verhindern 
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• Unterstützen der Selbstorganisati on bis hin 
zur politi schen Parti zipati on, um Zugewan-
derte in ihren Potenzialen zu stützen, gute 
Teilhabechancen zu eröff nen und sie akti v für 
die Stadtgesellschaft  zu gewinnen;

• Entwickeln guter, örtlicher Ansätze zu integ-
rierten kommunalen Konzepten.

• 2013 wurden die Ergebnisse gemeinsam 
mit Duisburger Partnern qualifi ziert (Stadt 
Dortmund, Stadt Duisburg 2013), Projekte 
entwickelt (Stadt Dortmund 2016) und För-
dermitt el beantragt. Dazu gehörten:

Anlaufstelle ‚Willkommen Europa‘ des Dortmun-
der Trägerverbundes
Die aus Landes-ESF-Mitt eln fi nanzierte und 2014 
gestartete, trägerübergreifende Anlaufstelle ‚Will-
kommen Europa‘ setzt an den fakti schen Prob-
lemen der Menschen an, ist zentrale Beratungs-
struktur für die Zielgruppe und Schnitt stelle für 
alle relevanten Angebote zur gesellschaft lichen- 
und zur Erwerbsintegrati on und zur Erwerbsinte-
grati on. 
Das trägerübergreifende, mutt ersprachliche Team 
arbeitet aufsuchend und zugehend und bündelt 
die Erkenntnisse zur Situati on der Zugewander-
ten, Wanderungsmoti ve und ihre Perspekti ven 
der Arbeit in einem Wissenspool.

Abb. 5: Dortmunder ‚9-Schritt e-Verfahren‘ zur 
Stärkung der gesellschaft lichen Teilhabe
Dortmunder Verfahren zur Stärkung der gesell-
schaft lichen Teilhabe

Im Rahmen des vom 

Trägerverbund entwickel-

ten ‚9-Schritt e-Verfahrens‘ 

werden die Zuwandernden 

aufgesucht, intensiv indi-

viduell beraten und in be-

darfsgerechte, passgenaue 

Maßnahmen vermitt elt. 

1. Frühzeiti g antreff en und erreichen

2. Vertrauen bilden, soforti gen Einsti eg in 
Sprachförderung sichern 

3. Orienti eren und moti vieren 

4. Individuelle integrati onsausgangslage klären
(Bleibeperspekti ve, Erwerbschancen, 
soziale / gesundheitliche Probleme)

5. Qualifi kati onen und Kompetenzen feststellen, 
überprüfen und bilanzieren

6. individuellen Förder- und Integrati onsplan 
erarbeiten, Bewerbungsverfahren starten

7. Kompetenzen sichtbar machen und Kompe-
tenzen fördern

8. Arbeitsmarkti ntegrati on initi ieren und 
schritt weise umsetzen

9. Nachhalti gkeit – Stabilisierung und Nachbe-
treuung

Im Rahmen des vom Trägerverbund entwickelten 
‚9-Schritt e-Verfahrens‘ werden die Zuwandern-
den aufgesucht, intensiv individuell beraten und 
in bedarfsgerechte, passgenaue Maßnahmen 
vermitt elt (Abb. 6). Dabei ist die ‚Anlaufstelle 
Willkommen Europa‘ in Kooperati on mit anderen 
Projekten zunehmend erfolgreich: 2016 und 2017 
konnten insgesamt etwa 1.000 Menschen in Er-
werbsarbeit vermitt elt werden, rund zwei Dritt el 
davon sozialversicherungspfl ichti g. 2017 wurde 
der Ansatz für alle EU-Bürgerinnen und Bürger in 
prekären Lebenslagen geöff net.

Unterstützen der Teilnahme an Integrati ons-
kursen
Die Stadt Dortmund und der Dortmunder Cari-
tasverband haben 2014 gemeinsam ein Konzept 
für kostenlose und sozialpädagogisch begleitete 
Integrati onskurse für EU-Zugewanderte in prekä-
ren Lebenslagen konzipiert. Die Kurse wurden aus 
BAMF-Mitt eln bei unterschiedlichen Sprachkur-
strägern in Berlin, München, Duisburg und Dort-
mund als Pilotprojekt erfolgreich durchgeführt. 
2016 wurde die Finanzierung eingestellt. Unent-
geltliche Alternati ven stehen nicht zur Verfügung.
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Brücken in die Regeldienste: Dualer Bachelorstu-
diengang Armut und (Flüchtlings-)Migrati on
In Kooperati on mit der Stadt Dortmund hat die FH 
Dortmund den Bachelor (Soziale Arbeit) „Armut 
und (Flüchtlings-)Migrati on“ entwickelt, der seit 
2014 vor allem darauf zielt, Zugänge zu margina-
lisierten Menschen zu fi nden. Die Studierenden 
sind neben ihrer Hochschulausbildung bei einem 
städti schen oder freien Träger der Sozialen Ar-
beit angestellt. Das Land NRW fi nanziert den Ein-
satz Studierender mit Migrati onsgeschichte, die 
im Bereich Neuzuwanderung eingesetzt sind. In 
Dortmund sind aktuell 52 Studierende eingesetzt. 
2016 erhielt die Stadt Dortmund für den Studien-
gang im Rahmen der Auszeichnung ‚Europaakti ve 
Kommune‘ einen Sonderpreis.

Herstellen des Krankenversicherungsschutzes
Die Überleitung von EU2-Zugewanderten in eine 
Krankenversicherung ist theoreti sch geregelt, 
prakti sch funkti oniert sie nicht. 2016 ging die 
‚Clearingstelle Gesundheit‘ in freier Trägerschaft  
und fi nanziert aus Landesmitt eln an den Start. Ein 
mutt ersprachliches, multi professionelles Team 
berät niedrigschwellig zu Fragen des Versiche-
rungsschutzes und organisiert gemeinsam mit 
sechs Krankenversicherern die Aufnahme in die 
Versicherung. Das Team pfl egt ein digitales Wis-
sensmanagement.

Unterstützen von Wohnungszugängen
Problemimmobilien strahlen auf die Nachbar-
schaft  aus. Ordnungsrechtliche Maßnahmen tref-
fen oft  nicht die Vermieterinnen und Vermieter, 
sondern die Zugewanderten. Stadt und freie Trä-
ger setzen seit 2018 aus Landesmitt eln eine Woh-

nungszugangsstrategie um. Am Wohnungsmarkt 
benachteiligten Neuzugewanderten wird ange-
messener, bezahlbarer Wohnraum vermitt elt. 
Dafür werden faire Vermieterinnen und Vermie-
ter gewonnen und bei der Bewirtschaft ung ihrer 
Wohnungen unterstützt. Verknüpft  ist das Projekt 
mit dem Ankauf und der Sanierung von Problem-
immobilien und Beschäft igungsprojekten. So wer-
den Menschen mit Wohnraum versorgt, Immobi-
lien aufgewertet und Nachbarschaft en stabilisiert.

Vom zielgruppenorienti erten Ansatz zum 
bedarfslagenorienti erten Gesamtangebot 
gegen Armut und Ausgrenzung im Quarti er
Die zentrale Erkenntnis aus dem Dortmunder An-
satz lautet: Strukturen, die für von Armut betrof-
fene Zugewanderte gut sind, helfen auch anderen 
Menschen in schwierigen Lebenssituati onen. Da-
für wird das Anlaufstellenmodell sukzessiv sozial-
räumlich und bedarfslagenorienti ert Hilfen ‚unter 
einem Dach‘ bieten. Lotsinnen und Lotsen bauen 
Brücken in die Angebote, die nur zentral vorhan-
den sind.

Verschneidung EU2- und Flüchtlingszu-
wanderung
In der Flüchtlings- und der EU2-Zuwanderung 
treten trotz unterschiedlicher Rechtskreise Prob-
lemlagen in denselben Bereichen auf. Arbeit, Bil-
dung, Sprache, Gesundheit und Wohnen sind da-
bei zentral. 2016 wurden beide Arbeitsfelder zur 
„Dortmunder Gesamtstrategie Neuzuwanderung“ 
verzahnt.
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Das mitt lerweile erreichte trägerübergreifende 
Kooperati onsniveau ist einzigarti g und Grundla-
ge für eine hocheffi  ziente Arbeit, in die alle ihre 
Experti se und ihr Praxis-Know-how einbringen. 
Mit der fortlaufenden Opti mierung des Ansatzes 
wurde ein großer Teil des Handlungsrahmens an-
gegangen und umgesetzt. Dafür waren folgende 
Voraussetzungen unerlässlich:

Städti sche Verantwortung für Koordinierung, 
Lenkung und Steuerung
Ohne eine strategische Ausrichtung sind lediglich 
zufallsabhängige Erfolge möglich. Planungserfolge 
gelingen nur, wenn die zentralen Akteure koope-
rieren und ihre Arbeit faktenorienti ert, gemein-
sam und passgenau ausrichten. Eine Systemati sie-
rung der Zusammenarbeit, in die zwingend freie 
Träger, Schulen und Bildungsträger einzubinden 
sind, eine datenbasierte und handlungsleitende 
Analyse der Situati on und verbindliche Verein-
barungen ermöglichen Fortschritt e. Eine solche 
Ausrichtung gelingt nur, wenn die Stadt die Feder-
führung übernimmt und ihrer Verantwortung als 
Hauptakteurin auf örtlicher Ebene gerecht wird. 
Sie muss dafür Strukturen auch auf Steuerungs- 
und Lenkungsebene schaff en.

Aushandeln eines gemeinsamen Verständnisses
Engagierte Akteure setzen sich mit Leidenschaft  
für ihre Sicht auf die Dinge ein. Nur so kann ein 
fachlich breit aufgestelltes Angebot überhaupt 
entstehen. Die Entwicklung eines gemeinsamen 
Verständnisses ist sorgfälti g zu moderieren. We-
sentlich ist ein ‚kleinster gemeinsamer Nenner‘, 
ein Konsens, dass jeder einbringt, was alle nach 
vorne bringt und dass alle Menschen unterstützt 
werden, die auf Dauer in Dortmund bleiben und 
hier ‚regelkonform‘ leben. Um den notwendigen 
Respekt vor der eventuell anderen Sichtweise 
anderer Akteure zu sichern, empfi ehlt sich die 
gemeinsame Moderati on durch Verwaltung und 
freie Träger. Denn beide sind unverzichtbare Part-
ner in einem großen Handlungsfeld.

Kooperati on auf Augenhöhe, verlässliche Struk-
turen, Transparenz und Wissenstransfer
Trägerspezifi sche Strukturen und knappe Res-
sourcen erschweren die trägerübergreifende 
Kooperati on. In Dortmund ist die Mitarbeit im 
Trägerverbund ein freiwilliges Angebot an alle, 
die kooperieren wollen. Das zeigt Erfolg: Fast alle 
Maßnahmen werden von einem Projektverbund 
getragen. Die städti sche Gesamtkoordinierung 
sichert dafür zu, die Partner auf Augenhöhe an 
den Planungsprozessen zu beteiligen und Gelin-
gensbedingungen für die gemeinsame Arbeit zu 
befördern. Dafür muss sie verlässliche Strukturen 
aufb auen, den Abruf von Fördermitt eln ermög-
lichen und die Verantwortung anderer Ebenen 
einfordern. Eff ekt sind Wissenstransfer, Transpa-
renz und kurze Wege: Vieles, das wegen der Trä-
gervielfalt nur zeitaufwändig zu bewälti gen wäre, 
gelingt nun eff ekti v und zügig.

Überörtliche akti v werden
In der Zusammenarbeit des örtlichen Trägerver-
bundes mit dem Land NRW schätzt und berück-
sichti gt jede Ebene die Experti se der anderen. 
Das gilt es zu bewahren. Die Erkenntnis, dass alle 
Akteure die Chance haben, gemeinsam gute Lö-
sungen zu erzielen und weiter auszubauen, muss 
sich auch in der Kooperati on mit der Bundesebe-
ne durchsetzen. Die Kooperati on in einzelnen Pro-
jekt-Zusammenhängen (z.B. im Rahmen des EHAP)
zeigt, dass das gelingen kann und zu guten Erfol-
gen führt. Die bundesweite Kooperati on in der 
AG des Deutschen Städtetages fördert dieses Ziel 
(Deutscher Städtetag 2013).

Ohne eine strategische 

Ausrichtung sind lediglich 

zufallsabhängige Erfolge 

möglich. 

4. Voraussetzungen für das Gelingen der 
 Dortmunder Gesamtstrategie
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5. Lessons Learned: Off ene Fragen und 
 Empfehlungen an andere Kommunen

Handlungsopti onen sind immer geknüpft  an ver-
fügbare Ressourcen. Dazu gehören ein breites 
Wissen, tragfähige Kooperati onen, ein gemeinsa-
mes Ziel und einsetzbare fi nanzielle Mitt el. Das al-
les war in Dortmund nicht einfach abrufb ar, son-
dern unter großem Handlungsdruck aufzubauen. 
Gemessen daran haben die Akteure Enormes auf 
die Beine gestellt. Die Initi ierung der Dortmun-
der Gesamtstrategie und ihre Fortentwicklung 
würden daher heute vermutlich nicht gravierend 
anders laufen. Allerdings sind längst nicht alle 
Aufgaben abgearbeitet, unterschiedlichste Fragen 
sind nach wie vor off en:

• Wie können wir Zugewanderte besser ein-
binden und wie können sie ihre Potenziale 
und Interessen besser einbringen?

• Was müssen wir tun, um Fachkräft e, die di-
rekt mit den Menschen arbeiten, besser vor 
zu großen Belastungen zu schützen?

• Wie können wir die Nachbarschaft en und das 
Miteinander dort stärken?

• Wie kann – angesichts der globalen Wande-
rungsbewegungen und weiterer anstehender 
EU-Beitritt e – die vorhandene Dortmunder 
Strategie ‚zukunft sfähig‘ gemacht und zu 
einer ‚intelligenten‘ Gesamtstrategie weiter-
entwickelt werden?

• Wie kann es gelingen, die gewonnenen 
Erkenntnisse auch für andere Menschen in 
schwierigen Lebenssituati onen zu nutzen?

• Was müssen wir tun, um ‚über die Ebenen‘ 
– interkommunal und gemeinsam mit der 
Landes-, der Bundes- und der EU-Ebene 
sowie mit den Herkunft sstaaten – zu einem 
gemeinsamen Handeln zu kommen?

Auf diese und andere Fragen müssen konkrete 
Antworten gefunden werden, denn die Dortmun-
der Akteure haben sich zum Ziel gesetzt, Neuzu-
wanderung nicht auf die damit einhergehenden 
Herausforderungen zu beschränken, sondern sie 
als Chance zu begreifen. Vor dem Hintergrund der 
globalen Wanderungsbewegungen und der anste-
henden Erweiterungen der EU ist Zuwanderung in 
unsere Städte kein temporäres Phänomen, son-
dern wird Topthema auf der kommunalen Agen-
da bleiben. Dabei sind nicht nur die logisti schen 
Aufgaben zu bewälti gen. Es geht vielmehr um 
die Schaff ung der Rahmenbedingungen, die den 
Neubürgerinnen und Neubürgern nachhalti g gute 
Teilhabeperspekti ven ermöglichen. Ihnen gute 
Chancen und Zugänge zu Bildung, Ausbildung, 
Arbeit, Gesundheit und guten Wohn- und Lebens-
bedingungen zu sichern, ist die langwierigere und 
komplexere Aufgabe. Die Dortmunder Akteure 
sind sich sicher, dass das funkti onieren kann.
Es ist empfehlenswert, sorgfälti g auf die Entwick-
lungen in der Stadt oder dem Kreis zu achten. 
Mehr und mehr Städte und Kreise registrieren 
neben vermehrten Abwanderungen auch wach-
sende Zuwanderungszahlen. Dahinter verborgen 
sind immer auch Menschen, die mit schwierigen 
Voraussetzungen kommen und Unterstützung 
brauchen. Diese Kommunen haben die Gelegen-
heit, die bereits in anderen Städten gewonnenen 
Erkenntnisse zu nutzen. Denn auch wenn die 
Problemlagen vor Ort unterschiedlich sind: Die 
Prozesse zur Erarbeitung nachhalti ger Lösungen 
erfordern dieselben Schrittf  olgen und Vorausset-
zungen.
Übrigens: Das Dortmunder Netzwerk ist immer an 
Kooperati onen interessiert. Wer sich nicht allein 
auf den Weg machen möchte, ist bei uns immer 
an der richti gen Adresse.

Zuwanderung in unsere 

Städte ist kein temporäres 

Phänomen, sondern wird 

Topthema auf der kommu-

nalen Agenda bleiben.
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 Zur Person: Christi ane Certa

Christi ane Certa ist seit 2000 Sozialplanerin bei 
der Stadt Dortmund. Ihre zentralen Themen sind 
die Förderung der gesellschaft lichen Teilhabe und 
die Armutsbekämpfung. Sie ist geschäft sführend 
im ‚Dortmunder Netzwerk EU-Zuwanderung‘ ak-
ti v, leitet diverse teilhabeorienti erte ESF-Projekte 
und koordiniert die ‚Dortmunder Gesamtstrategie 
Neuzuwanderung‘. Hier ist sie auch bundes- und 
EU-weit akti v. Derzeit entwickelt sie eine sozial-
räumlich orienti erte Strategie gegen Armut und 
soziale Ausgrenzung. Eins ihrer zentralen Anlie-
gen ist die Zusammenarbeit von Akteuren unter-
schiedlicher Disziplinen der Verwaltung und der 
freien Träger auf Augenhöhe. Christi ane Certa war 
außerdem am Aufb au des dualen Bachelorstudi-
engangs „Armut und (Flüchtlings-)Migrati on” an 
der FH Dortmund beteiligt, wo sie seit 1999 Lehr-
veranstaltungen im Fachbereich Angewandte So-
zialwissenschaft en anbietet.

Kontakt: ccerta@stadtdo.de

Christi ane Certa, Diplom-Soziologin
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